
Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Im Voranschlage des Landes Niederöster
reich für das Jahr 1952 wird der Vomnschlags
ansatz 672-61 ,Beiträge .zu den Kosten von
WiIdlbachverhauungen' als einseiti:g deckun~

fähig .zuguns.ten des Vorans,chlagslansatzes
671-61 ,Beürägezu den Kosten von Fluß
und Bachregulierungen, Uferhruchverbauun
gen, Dammherstellungen und Dammsicherun
gen' erklärt."

.....
Ich ersuche den Herrn Präsidenten, die

Verhandlungen einzuleiten.

ansatz 672-61 "Beiträge zu den Kosten von
WiLbachverbauungen" die Überschreitung
des Kredites von 992.200 S um 300.000 S
bewilligt. Diese ÜheI1schreit1lJu,gsibewHlig1l1ng
soHte die Möglichkeit schafrfen, im Raihmen
des Wtnternotstandrsprogvamms 1952 Arbeiten
durchzuführen.

Da jedoch für diesen Sektor keine Bun~s

mi'ttelzur Verfügung ,stehen, können die ge
planten AI1beiten nicht durchgeführt und die
Übersahreitungsbewilligung nicht in Anspruch
genommen werden.

Anderseits könnten ,aber, wenn dieser Be
trag für Fluß- und Bachregulierungen zur
Verfügung stehen würde, Arheiten weiter
geführt beziehungswei!se begonnen wel'den. Es
muß jede Möglichkeit ausgenützt werden, die
Winterarheitslosigkeit zu vermindern.

Der Finanzauslschuß hiat sich in seiner vor
gestern stattgeJ3undenen ,sitzung mit dieser
Angelergenheit helfaßt. Er stellt fOII:genden An
trag (liest):

PRÄSIDENT: Es :liegen keine Worbmeldun
gen vor. Wir kommen zur AJbstimIIllUll;g. (Nach
Abstimmung): Angenommen.

Ich ersuche den Herrn Abg. Mal' c h
s t eine 1', die Verhamd:lungen zur Zahl 401
einzuleiten..,

BeI1ichterstatter Abg. MARCRSTEINER:
Hoher Landtag! Ich ihalbe naIDeilliS des Finanz
ausschusses über die VorIaJge der Landes
regierung, betrerffend das Frühjahrsrarbeits
progl'amm 1953, zu ber,ich:ten.

Der Hohe Liandtag hratanläßlich dreI' Be
schlußf,assung über die Vorlage der Landes-

PRÄSIDENT SiASSMANN (um 11 Uhr
12 Min): Ich eröffne die Sitzung. Das Pro
tokoll der letzten Sitzung ,ist geschäftsord
nungsmäßigaufigeIe:gen; es ist unbeanstandet
geblieben, daher als genehmi:gt zu betrachten.

Von der heutigen Sitzung haben sich ent
schuldi.gt der Herr Landeshaup'tmann Stein
böck, die Herren Abg. Hainisch, Buchinger
und Gerhartl wegen Kmnkheit.

Ich ersuche um Verlesung des Einlaufes.
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SCHRIFTFÜHRER (liest) : Antrag der
Abg. Schöberl, Reitzl, Zach, Müllner, Schwarz
ott, Fehr,iIlJger und Genossen, betref'ßend die
Erlassung einer einheitlichen Gemeindewahl
ordnung für die Städte mit eigenem Statut
des Landes Niederösterreich.

PRÄSIDENT SASSMANN (nach Zuweisung
des Einlaufes an den zuständigen Ausschuß):
Wir gelrangenzur BeI1atung der 'Dagesordnung.

Ich eI1Suche den Herrn Abg. Mal' c rh
s t ein e r, die Verhandlung zur Zahl 402 ein
zuleiten.

Berichterstatter Abg. MARCHSTEINER:
Hoher Landtag! Ich h8Jbe namens ders FinalllZ
ausschuss'es über die Vodagie der Landes
regierung, betI1effend Bewilligung von gegen
seitiger DeckungsfäJhiglkeit von VOI1ansch1ags
ansätzen im VOI1ans,chlage de,s Landes Nieder
österreich :/jür dias Jra;hr 1952, zu berichten.

Mit Beschluß :des Hohen Landt8iges vom
28. November 1952 wuvde beri Voranschlags-
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Sch.i1:v:ng

Summe

1,500.000
1,500.000
1,000.000

500.000
1,100.000

35,000.000

2,000.000
2,400.000
2,000.000

11,000.000
12,000.000

In Erfüllung dieses Auftrages wurde ein
FrühjahI1saI1beitsprogmmm mit Ges;amtkosten
von 35 MHlionen SchilIingausgearrbeitet,
welches nunmehr zur Beischlußfassung über
mitte!tt wird.

Ich erlaube mir, Ihnen di'e einzelnen Vor
haben de.s Frühjahrsarbeitsprogmmmes zur
Kenntnis zu bringen:

PRÄSIDENT SASSMANN : Ich eröffne die
Debatte. Zum Wort geIangt Herr Abgeord
neter D u b 0 v s k y.

Abg. DUBOVSKY: Hoher Landtag! Die
Z'ahl der Al'bei'tsIosen wächst in einem
beängstigenden Ausmaß. Waren es Ende
Dezember etwas über 47.000, so waren es
bereits Mitte Jänner fast 55.000 Menschen,
die in Niederösterreich ohne Beschäft,igung
waren, Menschen, die vom Produktionsprozeß
ausgeschaltet und mehr oder minder der Not

2. Zur Deckung dieser Ausgaben wird
die niederösterreichi'sche Landesregierung er
mächtigt, verzinsliche schwebende Schulden
oder Anleihen bis zur Höhe von 35 Millionen
Schi11.ing laufzunehmen.

3. Das Frühjahrsial1beitsprogramm 1953
bildet einen Teil des außerordentlichen Vor
anschlages 1953 und ist bei ErsteUung des
seTben in diesen aufzunehmen.

4. Die niederösterreichische Landesregie
rung wird ermächtigt, Voranschlagsansätze,
wie sie in der Aufschlüsselung des Frühjahrs
arbeitsprogrammes bezeichnet sind, zu er
öffnen und die be/willigten Beträge als vor
läufige KredJite vor~u:schreiben.

5. Die Voranschla:gsansätze des 3Jußer
ordentlichen Voranschlages 1953 (Frühjahrs
arbeitsprogramm 1953), 63-62 ,Für sonstige
Siedlungszwecke' und 63-63 ,Für sonstige
Wohnbauförderung' , werden als gegenseitig
deckungsfähig e~klärt."

Ich bitte den Herrn Präsidenten, die Ver
handlungen einzuleiten.

2410 Lande/sfachschule für dias Eisen- und Stahlgewerbe in Waidhofen
an der Ybbs .

48500 Landeserziehungsanstart in Korneuburg
63-62 Für sonstige Siedlungszwecke
63-63 Für sonstige Wol1'llbauförderung . . . .

661-61 Um- und Ausbau von Landes- und Bezirksstraßen
671-61 Beürägezu den Kosten von Fluß- und Bachregulierungen, Ufer

bruchvel1bauungen, Dammherstellungen und Dammsicherungen
68-61 Beiträge zu den Kosten der Wasserversorgung
68-75 Beiträge zu den Kosten der Kanalisierung

7411-64 Beiträge zu den Kosten der Marchfeldibewässerung
7420-61 Zum Ausbau der bäuedichen Fachschulen .....

Voranschlags
ansatz

regieI1ung, betreHend das Budgetprovisorium
für die Zeit vom 1. Jänner bis 30. April 1953,
folgenden Beschluß gefaßt (liest):

"Die nie!derösterreichische Landesregierung
wird beauftragt, bis 31. Jänner 1953 dem
L3Indtalge in Ergänzung des Budgetprovi
sOl1iums ein Frühjahrsal1beitJsprogrHmm vor
zulegen."

Die Beträge bei den Voranschhl;gsansätzen
63-62 und 63-63 sind gegem~eit1gdeckungs
fähig.

Die Lande'sreg,ierung hat sich bemüht,
haup'tsächlich jene Al1beiten ,in das Frühjruhrs
arbeitspragramm auf.zunehmen, welche durch
ihre Lohnintensität die Möglichkeit geben,
eine grö,ßene Anza!hl von Arbeitslosen in den
Arbeitsprozeß eiIllzugliedem. Es sei auch da
bei verwiesen, daß bei vielen dieser Anbeiten
neben den vom Lande zur Verfügung ge
stellten Summen durch Bundes- und l!nter
essentenbeiträge weitere hohe Beträge ins
Verdienen ge/bracht werden.

Dieses Frühjahrsanbeitsprogmmm 1953 soll
bei Erstellung des Voranschlages des Landes
Niederösterreich für das J3Ihr 1953 in den
außerordentlichen Teil dieses Voranschlages
aufgenommen wenden.

Aus der Wechselbeziehung, die sich aus der
Förderung der Siedlung1Sbeiwegung und Wohn
bauförderung ergibt, ist es notwendig, die für
diese beiden Zwecke auslgelWO'rfenen Beträge
als gegenseitig deckungsfähi1gzu eIlklären.

Die niederölsterreichische La:IlId€lsregierung
hat daher fol/genden Antrag gestellt, der
gleichlauteud ist mit dem Antrag des Finanz
ausschus1ses, der sich mit der Vorlage vor
gestern befaßte. Ich erlaube mir, Ihnen den
AntI'ag des Finan2l&u:sschusses zur Verlesung
zu bringen (liest):

Der Hohe Landtag waUe beschließen:

,,1. Das Frühjahrsallbeitsprogramm 1953
mit GesamtauSig1aben von 35 Millionen Schil
ling wird genehmigt.



preisgegeben sind. Damit ist aber auch bereits
eine Höhe erreicht, die an den Jahresdurch
schnitt des Krisenjahres 1937 herankommt.
Damals wurden im Durchschnitt 55.000
Arbeitslose in Niederösterreich gezählt. Es ist
begreiflich, daß es die offiziellen Stellen ange
sichts der Wahlen am 22. Februar bisher ver
mieden haben, die Arbeitslosenziffer mit dem
Stap.d von Mitte Jänner bekanntzugeben. Mit
diesen Ziffern kommt nämlich die verhängnis
volle Politik der bisherigen Regierung, die
Politik der Koalitionsparteien, für unser Land
zum Ausdruck. 55.000 Arbeitslose in Nieder
österreich allein, 281.000 in österreich, das ist
das Ergebnis einer Politik von sieben Jahren!
Wenn man heute versucht, diese Dinge irgend
wie zu beschönigen und mit den Worten zu er
klären versucht, Schuld an dieser Spitze sei
die schlechte Witterung - wie es in der
letzten Aussendung der Landeskorrespondenz
heißt -, so möchte ich dazu nur feststellen,
daß es bekanntlich mit Jahresende und
Jahresbeginn eines jeden Jahres eine schlechte
Witterung gibt. Was für die Periode 1952/53
zutrifft, ist ebenso auch für die Periode
1948/49 zugetroffen. Aber damals hat man
anfangs Dezember im Jahre 1948 11.946
Arbeitslose in Niederösterreich gezählt, wäh
rend es am 1. Dezember 1952 31.589 waren,
also fast das Dreifache. Ich glaube, daß die
Feststellung, die von der Landeskorrespon
denz getroffen wurde, nämlich die schlechte
Witterung sei schuld daran, absolut falsch und
nur dazu bestimmt ist, hier irrezuführen und
über diie wirklichen Ursachen zu schweigen.
Aber es heißt dann richtig in der Landeskorre
spondenz, daß auch andere Umstände an dem
Anwachsen der Arbeitslosligkeit Schuld tragen.
Diese anderen Umstände sind es jedoch, die
dazu geführt haben, daß wir es jetzt auf eine
Höhe der Arbeitslosigkpit gebracht haben, die
bereits dem Durchschnitt des Jahres 1937
entspricht. Was sind nun diese anderen Um
stände und wo liegen wirklich die Ursachen
für die Arbeitslosigkeit? Nun, die Ursachen
lipgen vor allem darin, daß erstens der innere
Markt zu eng, zu schmal geworden ist, daher
nicht in der Lage ist, durch entsprechende
Käufe auch eine entsprechende Beschäftigung
zu sichern, und daß zweitens große Teile
unserer Industrie ihre traditionellen Absatz
märkte verloren haben, und zwar deswegen,
weil einfach in einer Sperrliste festgelegt
wurde, daß Waren, vom Zucker und der Bade
hose angefangen bis Zu allen möglichen Pro
dukten - 4000 an der Zahl -, nicht

. exportiert werden dürfen. Die Ursache der
Schwächung des inneren Marktes liegt vor
allem in der unheilvollen Politik der fünf
Lohn- und Preispakte. Jeder dieser fünf Lohn-
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und Preispakte, einer immer stärker als der
vorangegangene, hat zu einem Schrumpfen
des Realeinkommens der kleinen Leute, der
Arbeiter, der Bauern, der Gewerbetreibenden,
in Österreich geführt. Wenn das Einkommen
dieser Menschen schrumpft, so bedeutet das,
daß sie eben weniger kaufen können, daß
daher auf dem inneren Markt die Kauftätig
keit zu sinken beginnt. Wenn man uns heute
erklären will, die Textilindustrie, die ja beson
ders von der Krise betroffen ist, oder die
Schuhindustrie könne eben nicht mehr so
produzieren wie noch vor zwei Jahren, weil
der Nachholbedarf gedeckt ist, dann möchte
ich Ihnen sagen, daß ich in den Kreisen dieser
kleinen Leute noch niemand gefunden habe,
der mir erklärt hätte, ich kaufe mir keine
Schuhe und keine Kleider, weil ich schon
zuviel zu Hause habe. Jeder hat mir noch er
klärt, er müsEe heute seine Schuhe solange
tragen, solange sie nur halbwegs noch ge
brauchsfähig sind, und er würde sich nicht
ein Paar, sondern zwei und drei Paar Schuhe
kaufen, wenn er nur das notwendige Geld dazu
hätte. Hier kommt die Politik der Koalitions
parteien zum Ausdruck, die zur Schrumpfung
des inneren Marktes geführt hat.

Auch in diesem Landtag hat es von beiden
Fraktionen zu jedem Lohn- und Preis
abkommen und zum Währungsschutzgesetz
Redner gegeben, die hier in diesem Hause
diese Lohn- und Preispakte und dieses
Währungsschutzgesetz als einen Segen für
die österreichische Bevölkerung hingestent
haben. Nun, wie dieser Segen aussieht, be
kommt heute die Bevölkerung sehr deutlich
in der ständig steigenden Zahl der Arbeits
losen, in den immer stärker werdenden
Schwierigkeiten der kleinen Angestellten,
Gewerbetreibenden und Bauern zu spüren.

Und nun die andere Seite. Um hier nun
wirklich wirksam die Arbeitslosigkeit zu be
kämpfen, wäre es notwendig, durch ent
sprechende Maßnahmen dafür zu sorgen, daß
die zurückgebliebenen Einkommen dieser
kleinen Leute den weit vorangeeilten Preisen
nachgezogen werden. Daß die Preissenkung
dieser Aufgabe nicht gerecht wurde, werden
auch Sie nicht mehr bestreiten. Auch Sie
wissen ganz genau, daß das Ergebnis dieser
Preissenkung, mit der ein großes Trommel
feuer der Propaganda geführt wurde, alles
andere denn einer Preissenkung gleich
gekommen ist.

Hier müßte man durch entsprechende Maß
nahmen eben die Voraussetzungen schaffen,
das Realeinkommen der kleinen Leute zu er
höhen, sie kaufkräftig zu machen und damit
die Produktion gerade der Gebrauchßgüter
industrie wieder in Schwung zu bringen.
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Die zweite Tatsache ist das Versagen des
Außenhandels und seine bewußte Drosselung.
Ich weiß, die österreichischen Unterhändler
bei allen Handels'vertrags,verhandlungen be
finden sich in keiner rosigen Lage. Sie sollen
doch alles daransetzen und alles versuchen,
daß diese Handelsverträge nicht zustande
kommen, damit dem Befehl entsprochen wird,
daß die auf der Sperrliste befindlichen
4000 Waren nicht exportiert werden.

Trotz alledem haben wir gerade in Nieder
österreich einige Beweise, daß es durchaus
möglich ist, Übereinkommen zu treffen, die
zu einer wesentlichen Senkung der Arbeits
losigkeit führen würden. Es hat z. B. die
Firma Walek in Wiener Neustadt - es wird
immer angeführt, daß angeblich Textilien
im Osten nicht gebraucht werden ~~ einen
Auftrag von 13 Millionen Schilling aus Polen
erhalten, der vergangene Woche fertig aus
geliefert wurde. Die Polen haben den Wunsch
geäußert, noch mehr Bestellungen zu tätigen,
und auch die Firma Walek wäre dazu bereit,
doch bei der Vorsprache im Ministerium wurde
den Vertretern dieser Firma erklärt: Ja, das
würde Ihnen und den Polen so passen, aber
uns paßt es nicht!

Ein weiteres Beispiel: Die Firma Haid in
Stockerau, die Drehbänke erzeugt und sich in
ernsten Schwierigkeiten befindet, ja bereits
Abbaumaßnahmen durchgeführt hat, könnte
einen Millionenauftrag aus der Deutschen
Demokratischen Republik erhalten, wenn er
die Zustimmung des Ministeriums finden
würde. Die Betriebsräte dieses Betriebes ver
suchen nun verzweifelt, die Zustimmung zu
dem Auftrag zu erhalten, damit sie ihren
Arbeitskollegen den Arbeitsplatz sichern
können.

Erst gestern wurde verlautbart, daß die
Sowjetunion bereit ist, einen Auftrag von
300 Millionen Schilling zu erteilen, einen
Globalauftrag, in dem sich alle möglichen
Güter befinden, darunter auch Waren wie
Radiatoren und Kessel der Wiener-Neustädter
Radiatorenwerke. (Zwischenrufe bei der
Volkspartei.) Interessant ist nur, was dazu
die sozialistische Betriebszeitung, die "Welt
der Arbeit", in ihrer letzten Nummer ge
schrieben hat. Der Direktor der Wiener-Neu
städter Radiatorenwerke bemüht sich, er
läuft sich buchstäblich die Füße wund, um
die Aufträge zu erhalten. Er hat mit allen
Instanzen verhandelt und versucht, über die
Kommandanturen zu diesem Auftrag zu ge
langen. Die sozialistische "Welt der Arbeit"
kreidet ihm das höchstpersönlich an, und es
wird daraus gefolgert: "Er wurde zur Kom
mandantur beordert."

Aber das ist nur eines der vielen Beispiele,
wie man es macht und wie man alles daran
setzt, damit Aufträge nicht zustande kommen,
deren Vergebung durchaus möglich wäre.

Diese Liste von Beispielen könnte man noch
fortsetzen, um zu zeigen, daß es durchaus
möglich wäre, durch bestimmte Maßnahmen
zu einem Rückgang der Arbeitslosigkeit in
Österreich zu kommen, wobei es ganz klar ist,
daß ein Weg allein nicht genügt, sondern daß
hier alle Wege im Kampf gegen die Arbeits
losigkeit beschritten werden müssen.

Einer dieser Wege ist auch die Arbeits
beEchaffung durch die öffentliche Hand. Ein
diesbezüglicher Antrag - er nennt sich Früh
jahrsarbeitsprogramm - liegt heute dem
Landtag vor. Wenn wir für diesen Antrag
stimmen, 100 nicht deswegen, weil wir glauben,
daß es ein FrühjahrsarbeitEprogramm ist, son
dern weil wir der Meinung sind, daß rasch
etwas geschehen muß, ja daß noch viel mehr
geEchehen muß als in diesem Frühjahrs
arbeitsprogramm enthalten ist. Denn dieses
Frühjahrsarbeitsprogramm verspricht mehr,
als es tatsächlich hält. Dieses Frühjahrs
arbeitsprogramm kommt mit seinen zur Ver
fügung stehenden Mitteln nicht einmal an
das heran, was ein normales Budget für 1953
in Niederösterreich an Mitteln für die
Arbeitsbeschaffung bereitgestellt hätte..

Dieses Frühjahrsarbeitsprogramm _. und
das muß hier gesagt werden - ist nicht das,
was wir brauchen. Um wirksam die Arbeits
losigkeit bekämpfen zu können, muß be
deutend mehr geschehen und gemacht werden,
als kurz vor den Wahlen einfach einen Teil
der in einem normalen Budget zur Verfügung
stehenden Mittel unter dem Namen Früh
jahrsarbeitsprogramm zusammenzufassen, nur
um Wählerstimmen zu erhalten. Und darum
geht es ihnen! Wenn hier wirklich ernsthaft
der Wille vorhanden gewesen wäre, die
Arbeitslosigkeit zu verhindern und wirksame
Maßnahmen gegen die Arbeitslosigkeit zu
treffen, dann hätte das ja schon zu einem be
deutend früheren Zeitpunkt geschehen können.

Als wir in den vergangenen Jahren auf die
damals allerdings noch langsam anwachsende
Zahl der Arbeitslosen verwiesen, waren es
wieder Sie, die damals die Warnungen mit
einem Lächeln quittierten. Ich glaube, in
zwischen ist Ihnen das Lachen vergangen, denn
inzwischen hat s,ich bestätigt, wie recht wir
hatten, als wir immer wieder verlangten, daß
sich der Landtag erheben muß, um gerade der
in Niederösterreich besonders anwachsenden
Arbeitslosigkeit Einhalt zu gebieten, die ihre
Ursache in der ständigen, bewußten Benach
teiligung unseres Bundeslandes auf allen
Gebieten hat, sei es auf d~m Gebiet des
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Straßenbaues, des Wohnungsbaues, des Für
sorgewesens usw.

Wir haben immer wieder darauf hin
gewiesen, daß dem Lande Niederösterreich
von seiten der Bundesregierung nicht die
Mittel zur Verfügung gestellt werden, auf die
es Anspruch hat, dank seiner Bevölkerungs
zahl und dank seiner Bedeutung, die es im
gesamten österreichischen Staat besitzt. Das
soll durchaus nicht nur vom niederösterreichi
schen Standpunkt aus gesehen werden, denn
jeder muß wissen, daß sich diese Politik in
Niederösterreich, wenn sie so weitergeführt
wird wie bisher, sich letzten Endes zum
Schaden ganz österreichs auswirken wird. Das
muß jeder sehen. Es geht daher darum, daf~

hier die Maßnahmen getroffen werden, um die
Benachteiligung Niederösterreichs durch die
Bundesregierung zu beseitigen und um damit
den arbeitenden Menschen genügend Arbeits
plätze schaffen zu können. Wir haben gegen
diese Benachteiligung von Ihnen kein Wort
gehört, außer manchmal draußen in Versamm
lungen. Dafür aber haben wir auf einer
Tagung in Salzburg vom verantwortlichen
J<'inanzreferenten dieses Landes, als er über
die Energieversorgung gesprochen hat, ge
hört, daß österreich einmal zur Kenntnis
nehmen muß, daß es diesseits und jenseits
des Eisernen Vorhanges liegt und daß man
jenseits des Eisernen Vorhanges - und das
ist Niederösterreich - keine Investitionen
durchführen wird, das heißt also, daß der
Finanzreferent des Landes damit einverstan
den ist, daß die niederösterreichische Bevöl
kerung keine Arbeit bekommt. Was ist das
für ein Mitglied der Landesregierung, was ist
das für eine Fraktion, der dieser Landesrat
angehört und die vorgibt, die niederöster
reichischen Interessen zu vertreten und dabei
solche Erklärungen zur Kenntnis nimmt? Das
sind Erklärungen, die nur bestätigen, daß
man ganz zielbewußt und planmäßig mit
Unterstützung der Landesregierung dieses
Land zugrunde richten will, daß man nichts
dagegen unternimmt, ja mehr noch, daß man
alles daransetzt, um es zu schädigen. Da soll
Ihnen nun jetzt, vier 'Wochen vor den \Vahlen,
jemand glauben, daß es Ihnen mit der Be
kämpfung der Arbeitslosigkeit ernst gewor
den ist? Da soll Ihnen jemand glauben, daß
Sie jetzt auf einmal alles mobilisieren wer
den, um Maßnahmen gegen die Arbeitslosig
keit zu treffen? Nein, niemand wird Ihnen
das glauben, und zwar wegen der Tatsachen,
die in den letzten vier Jahren gesetzt wurden,
und wegen der Erklärungen, die von verschie~

denen Stellen Ihrer Seite in dieser Richtung
abgegeben wurden. Wenn es Ihnen wirklich
ernst gewesen wäre, dann hätte man doch ein
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normales Budget erstellen können. Wir haben
schon bei den Beratungen zum Budgetprovi
sorium darauf hingewiesen, wie notwendig ge
rade ein Budget für die Schaffung von Arbeits
plätzen gewesen wäre. Mit verschiedenen Aus
flüchten wurde damals das Budgetprovisorium
beraten, darüber abgestimmt und angenom
men. Es wurden die Ausflüchte gebraucht,
daß wir mehr Mittel vom Bund erreichen
wollen, wenn das neue Parlament zusammen
tritt und die neue Bundesreg!ierung konstitu
iert sein wi'rd. Nach den Wahlen werden wir
aber wieder zur Kenntnis nehmen müssen, daß
der Bund ebenso wenig wie in den vergan
genen Jahren zur Verfügung stellt. Wir brau
chen nur das Jahr 1952 hernehmen. Was hätte
da nicht vom Bund an Beiträgen zu gemein
samen Arbeiten der Wasserversorgungen, der
Meliorationen, der Ent- und Bewässerungen
geleistet werden sollen? Sehr bald hat s,ich
herausgestellt, daß zwar die Mittel des Lan
des, wenn auch in sehr bescheidenem Aus:
maße, vorhanden gewesen sind, daß aber der
Bund sehr rasch erklärt hat, er habe kein
Geld, er könne nichts dazu beitragen. Erinnern
Sie sich noch an die Sitzung des Finanzaus
schusses, als sozusagen im letzten Moment
schneH noch gerechnet, dividiert, multipliziert,
subtrahiert wurde, weil angeblich der Bund
soviel Mittel zur Verfügung stellt. Die vorhin
beschlos,sene Reg'ierungs,vorlage ist schon ein
Beweis dafür, wie diese Mittel zur Verfügung
gestellt werden. 300.000 Schilling müssen
nämlich von einem Voranschlagsansatz in den
anderen übergeleitet werden, nur deswegen,
weil der Bund, obwohl Mitte Dezember noch
von seiten des Landwirtschaftsministeriums
versprochen wurde, dem Land die Mittel für
dieses Winternotstandsprogramm zur Ver
fügung zu stellen, zu der Zeit, als das Winter
notstandsprogramm im Landtag beschlossen
war, erklärt hat, dafür habe er kein Geld.
Damit war aber auch dann schon das
"Wunder von Niederösterreich", wie es in der
öVP-Presse bezeichnet wurde, beendet. Dieses
Wunder wurde allerdings dann von einem Ab
geordneten der ÖVP korrigiert, es war aber
schon agitatorisch ausgenützt und hinaus
posaunt wOr'den, was hier alles geschehen
wird. Nur die Arbeitslosen, die sich davon eine
rasche Bekämpfung der Winterarbeits'losig
keit versprochen haben, warten zum großen
Teil noch darauf, daß sie Arbeitsplätze be
kommen. In der letzten Regierungssitzung
wurde sogar ein Antrag eingebracht, das
Winternotstandsprogramm bis Ende April
1953 zu verlängern, weil sich in dei' zur Ver
fügung stehenden Zeit nicht die Möglichkeit
der Vergebung der Arbeiten ergibt.

Was soll man nun vom Frühjahrsarbeits-
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PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge
langt Herr Abg. Wen ger.

Abg. WENGER : Hohes Haus! Das uns vor
I liegende Frühjahrsarbeitsprogramm erhebt

zweifellos nicht den Anspruch darauf, als
irgend etwas Neues zu gelten, und ich glaube
auch, daß es für uns völlig klar ist, daß
durch dieses Frühjahrsarbeitsprogramm nicht
irgendwelche zusätzliche Mittel ins Rollen
gebracht werden. Aber etwas anderes ist der
Fall. Dieses Frühjahrsarbeitsprogramm stellt
nämlich für das Land Niederösterreich eine
absolute Notwendigkeit dar, weil die Tatsache.
daß im ganzen Bundesgebiet 280.000 Arbeits
losle sind, wovon ein Fünftel nahezu auf
Niederösterreich entfällt, uns nicht unberührt
lassen kann.

Es ist auch, glaube ich, in diesem Zu
sammenhang müßig, darüber zu streiten, ob
die gesamte Arbeitslosigkeit eine echte
Arbeitslosigkeit ist oder nicht und ob es in
einzelnen Fällen, die es zweifellos geben wird,
so ist, daß man diese Fälle als unecht be
zeichnen kann. Der weitaus überwiegende Teil
der Arbeitslosen sind Menschen, die ihren
Beruf verloren haben und die dringend eines
Einkommens bedürfen. Diesen Umständen
müssen wir unbedingt Rechnung tragen. Ieh
glaube, daß jeder Mandatar, der auch nur
einigermaßen Verantwortungsbewußtsein in
sich trägt, sich klar darüber sein muß, daß
in dieser Situation auch das Land zu han
deln hat.

Mit Hilfe des Frühjahrsarbeitsprogramms
werden wir den Kampf gegen die steigende
Arbeitslosigkeit intensivieren können und
es wird zrweifellos damit auch ein Erfol~ ver
bunden sein. Wenn 35 Millionen Schilling ein
gesetzt werden, so ist es klar, daß damit auch
andere Mittel ins Verdienen gebracht werden,
und zwar dadurch, daß die Interessenten ihre
Beiträge zu leisten haben. Es ist also außer
Zweifel, daß eine gute Wirkung daraus ent
stehen wird.

Dennoch müssen wir uns fragen, ob es denn
notwendig war, daß wir zu solchen Maß
nahmen schreiten. Denn es war bereits im
Somn:er 1952 sichtbar, daß sich eine derartige
Entwlcklung anbahnt. Als der Herr Finanz
minister angekündigt hat, daß die öffentlichen
Investitionen eingeschränkt werden sollen als
er der Meinung Ausdruck gegeben hat 'daß
die Investitionstätigkeit stärker in der 'Rich
tung nach der Konsumgüterindustrie hin er
folgen soll, also nach der 8eite der Privat
wirtschaft hin, war es uns allen zusammen
klar, daß die ArberitsloEigkeit in stärkstem
Maße ansteigen müsse. Und wir haben es
auch im Sommer bereits festgestellt, daß die
Zahl der Arbeitslosen nicht mehr auf das

Eine wirksame Bekämpfung der Arbeits
losigkeit kann nur erfolgen, wenn zu den Aus
gaben eines normalen Budgets zusätzliche
Mittel flüslSiggemacht werden. Was heißt aber
zusätzliche Mittel? Bei der Beratung des
Winternotstandsprogrammes hat der Finanz
referent wohl erklärt, der Kreditmarkt habe
sich so belebt, daß es heute sehr leicht mög
lich sei, Kredite für das Land zu erhalten.
Mit Krediten allein aber wird man die
Arbeitslosigkeit nicht bekämpfen können,
sondern sie können nur einen Teil des Gesamt
planes zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit
darstellen. Dem Lande Niederösterreich stehen
aber zusätzliche Mittel zur Verfügung, die,
wenn sie in vollem Umfang- eingesetzt wer
den, tatsächlich ein wesentliches Sinken der
Arbeitslosigkeit herbeiführen werden. Diese
zusätzlichen Mittel sind jene Gelder, die
Niederösterreich bisher aus eigenem für die
Kosten des Wiederaufbaues aufgebracht hat,
deren Aufbringung aber durchaus nicht eine
Angelegenheit des Landes oder der Gemeinden
war, sondern die eine ausschließliche An
gelegenheit des Bundes ist. Und hier ist es
nun an der Zeit, angesichst dieser sprunghaft
angewachsenen Arbeitslosligkeit mit aller
Energie zu verlangen, daß jene vom Lande
bevorschußten Mittel nunmehr vom Bund
zurückbezahlt werden, damit eine wirksame
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit einsetzen
kann.

Ich erlaube mir daher, folgenden Antrag zu
stellen ('liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Da sich die bisherigen Arbeitsbeschaf
fungsprogramme und die im Rahmen des
Budgetprovisoriums. ausgeworfenen Mittel als
unzulänglich erweisen, wird die Landes
regierung aufgefordert, ehestens mit der
Bundesregierung Verhandlungen einzuleiten
über Maßnahmen, die eine wirkliche Bekämp
fung der Arbeitslosigkeit sichern.

Insbesondere ist vom Bund die Rück
erstattung der vom Lande Niederösterreich,
den Gemeineleverbänden und Gemeinden Zl1r
Behebung der Kriegsschäden ausgergebenen
Beträge zu fordern."

beschaffungsprogramm halten? E,s wird jetzt !

nur einen Teil jener Arbeiten bringen, die im
Budget des Landes für 1953 ohnehin vor
gesehen sein werden. Arbeit in einem Aus
maß, wie es ein normales Budget gebracht
hätte, wird es keinesfalls bringen. Daher I

stellt dieses Frühjahrsarbeitsprogramm durch
aus nicht 'eine wirksame Bekämpfung der
Arbeitslosigkeit dar, sondern täuscht etwas
vor, was nicht vorhanden ist.
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Ausmaß heruntergesunken ist, als dies noch
ein Jahr vorher der Fall gewesen ist. Wir
wußten es also und wir haben es auch ständig
aufgezeigt, daß diese Gefahr besteht und daß
in den Wintermonaten eine stärkere Arbeits
losigkeit uns zu höchster Alarmbereitschaft
aufrufen wird.

Wir sind der Meinung, und wir glauben, daß
wir damit nicht fehlgehen, daß auch der Herr
Finanzminister sich völlig im klaren darüber
war, daß eine solche Entwicklung in Öster
reich eintreten wird. Wenn er es nicht gewußt
hätte, wenn er durch die Tatsache des An
steigens der Arbeitslosigkeit überrascht wor
den wäre, dann glaube ich, daß man ihm ruhig
die Fähigkeiten, Finanzminister zu sein, ab
sprechen könnte. Ich zweifle aber nicht daran,
daß er sich völlig im klaren war über die
Auswirkungen seiner Finanzpolitik.

Weim also der Herr Finanzminister schon
seinerzeit so gehandelt hätte, wie wir jetzt im .
Lande Niederösterreich zu handeln gezwungen
sind, so glaube ich, daß uns dann eine Menge
Arbeit erspart geblieben wäre. Was wir jetzt
tun und was wir jetzt im Lande zu tun haben,
gleicht ungefähr der Tätigkeit eines Arztes,
der bewußt das Entstehen einer Krankheit
beobachtet, ohne dagegen etwas zu tun und
erst dann, wenn die Krankheit völlig aus
gereift ist, mit der Behandlung einsetzt.

Ich glaube, daß für die Entschlüsse, die
wir jetzt zu fassen haben, ja fassen müssen,
es müß'ig wäre, einen Dank zu verlangen be
ziehungsweise einen solchen jemand abzu
statten. Das wäre geradezu absurd. Wir
müssen also einfach trachten, die Schäden, die
durch die Politik des Herrn Finanzministers
entstanden sind, auch in unserem Bundesland
so weit als möglich zu reparieren. Und wenn
wir uns an einer solchen Entwicklung nicht
mitschuldig machen wollen, dann glaube ich,
daß wir noch ein Zusätzliches tun müssen,
das heißt, daß mehr gemacht werden muß,
als wir zu tun vorhaben.

Wir sagen es immer wieder, Hohes Haus,
es kann und darf im 20. Jahrhundert nicht
mehr sein, daß Menschen einfach vom
Arbeitsprozeß ausgeschaltet werden. Es ist
ein lächerliches Märchen, ein längst über
holtes Märchen, daß eine sogenannte indu
strielle Reservearmee, also ein großes Heer
von Arbeitslosen, etwas für die Wirtschaft
Gutes oder Nützliches wäre. Das kann
höchstens gut und nützlich sei,n für einige
wenige, aber für die große Mehrheit der
Bevölkerung ist die Arbelitslosigkeit eine
Geißel, ich möchte fast sagen, sie stellt eine
Strafe dar für Menschen, die nichts ver
brochen haben. Diese Strafe erleiden sie
dafür, daß das Volkseinkommen nicht gerecht
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verteilt ist. Leider gestatten eS die politischen
Verhältnisse in unserem Lande nicht oder -
wollen wir vielleicht sagen ~ noch nicht, das
Volkseinkommen in anderer Weise zu ver
teilen. Aber dennoch muß die minimale For
denmg erhoben werden, die wir unter allen
Umständen berücksichtigen werden, daß den
Menschen in unserem Lande Arbeitsmöglich
keiten gegeben werden, damit sie von der
Sorge um das tägliche Brot befreit s,ind. Wir
f'ind der Meinung, daß gerade in unserem
Bundesland Niederösterreich große Projekte
vorhanden wären, daß also Möglichkeiten be
stünden, Arbeit in reichlichem Maße zu
schaffen. Wenn ich nur daran denke, daß seit
längerer Zeit, ja seit Ja,hren darüber ge
sprochen und geschrieben wird, wie man zum
Beispiel die drohende Versandung des March
feldes verhindern könnte. Das ist nur ein
Projekt unter vielen anderen. Wir sehen auch
in diesem Frühjahrsarbeitsprogramm einen
Betrag, der für die Zwecke der Marchfeld
bewässerung ausgeworfen ist. Wenn wir uns
vergegenwärtigen, daß die Marchfeldbewäs
serung in ihrer Gesamtausführung wahr
scheinlich ebenso viele hunderte Millionen
Schilling erfordern würde, als wir tausende
Schilling jetzt einsetzen, dann kann ich mir
nicht gut vorstellen, daß damit irgend etwas
Ersprießliches geleistet werden könnte.

Wir nehmen weiter einfach zur Kenntnis,
daß die Donau jahraus, jahrein ungenützt
durch unser Bundesland fließt. Der Name
Ybbs-Persenbeug ist bei uns in Niederöster
reich bereits ein Begriff geworden. Warum
sollten wir nicht letzten Endes ernstlich daran
denken, daß dieses Kraftwerk Ybbs,-Persen
beug einmal ausgebaut werden muß? Ich bin
mir darüber vollständig klar, daß hier auch
politische Schwierigkeüen bestehen. Ich bin
mir auch darüber klar und weiß, daß die Be
satzungsmacht bis heute dieses Bauvorhaben
territorial- und materialmäßi,g noch nicht be
dingungslos in das österreichische Eigentum
übergeben hat; ich glaube aber, daß wir auch
da zu einem Ziel kämen, wenn wir uns ernst
lich mit dieser Frage an die Besatzungsmacht
wenden würden. Wenn die Besatzungsmacht
dieses unser Verlangen ablehnen würde, dann
würde sie sich noch mehr als es schon bisher
der Fall ,gewesen ist, uns Österreicher gegen
über ins Unrecht setzen. Wir wissen, daß der
artige Bauvorhaben viel Geld erfordern, und
es ist uns vollständig klar, daß dazu - nicht
wie es propagandistisch oftmals gesagt
wird - auch die Arbeiter beHragen sollen.
"Vir wissen, daß die geEamte Bevölkerung an
der Kostendeckung eines so großen Bauvor
habens Anteil nehmen müßte. Glauben Sie
mir, Hohes Haus, die arbeitende Bevölkerung
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wäre zweifellos bereit, wenn der Kampf um
die endgültige Beseitigung der Arbeitslosig
keit in größerem Maße aufgenommen würde,
daran auch finanziell teilzunehmen. Warum
bislher keine derartige Begeisterung dafür in
Erscheinung getreten ist, hat seinen guten
Grund darin, daß eben der arbeitenden Bevöl
kerung der Glaube daran fehlt, daß die Be
sitzenden in gleichem Maße bereit sind, an
der Finanzierung solcher großer Aufgaben
teilzunehmen. Bisher mußten wir jedesmal
sehen, wenn Lohnerhöhungen notwendig ge
worden sind, daß die Unternehmer immer
wieder getrachtet haben, diese Lohnerhöhun
gen auf die Preise zu überwälzen und damit
die arbeitende Bevölkerung in stärkstem Maße
zu belasten. Wir stellen auch immer wieder
fest, daß von seiten des Landes den Unter
nehmern vielfach mehr Wohlwollen entg:egen
gebracht wird als den arbeitenden Menschen.
Wir haben - um es nur kurz zu erwähnen 
vor einiger Zeit eine Anfrage bezüglich der
übermäßigen Schonung der Bäckereiunter
nehmer gestellt, wenn gegen sie Strafen ver
hängt werden, weil sie die Arbeitsordnung
verletzt haben. Wir haben vom Herrn Landes
hauptmann eine Antwort erhalten, in der zu
gegeben wird, daß ein Teil der Bestrafung
zugeführt wird, über einen anderen Teil aber
noch immer das Verfahren schwebt und noch
gar nicht abzusehen ist, wie der Ausgang
dieses Verfahrens selin wird. Während wir
diese Antwort erhalten ha;ben, laufen immer
wieder neue Klagen ein, daß gegen Ges:etzes
übertreter Strafen ausgesprochen werden, oft
namhafte Strafen, und daß von der Landes
regierung erklärt wird, das Vergehen des
Unternehmers sei nicht so groß, daß eine
Bestrafung notwendig wäre. Es ist also be
greiflich und verständlich, daß die arbeitende
Bevölkerung immer wieder Mißtrauen da
gegen hat, wenn sie zu irgendeiner Leistung
herangezogen werden soll, weil sie eben be
rechtigterweise annimmt, daß sich die Unter
nehmer vielfach von der Verpflichtung, ihren
Teil dazu beizutragen, zu drücken versuchen.

Wir sind auch derr Meinung, Hohes Haus,
daß für den Wohnbau mehr gemacht werden
sollte. Wir stellen in dem uns vorliegenden
Frühjahrsarbeitsprogramm fest, daß ein
ungefährer Betrag von 13 Millionen Schilling
dafür vorrgesehen ist. Damit kann zweifellos
vier geholfen werden, und wir sind auch der
Meinung, daß dies Arbeitsbeschaffung in
bester Form ist. Trotzdem müssen wir fest
stellen, daß diese Ausgabe nur einen Tropfen
auf einen heißen Stein darstellt. Wir brauchen
ja nicht hunderte Wohnungen in Niederöster
reich, sondern wir sind davon überzeugt, daß
wir tausende Wohnungen brauchen! Wir

müssen doch endlich den jungen Menschen ein
Ziel geben und ihnen sagen können, daß sie
in einer bestimmten Zeit mit einer Wohnung
rechnen können; damit ermöglichen wir ihnen
nicht nur di:e Familiengründung, sondern wir
glauben auch, daß wir damit ih~em natür
lichen Sparsinn ein Ziel geben und gleichzelitig
die Jugendmoral im wesentlichen Ausmaß
heben können. Wir können uns ja nicht darauf
verlassen, daß vielleicht einmal die Haus
besitzer ihre Forderung nach einer Zirns
erhöhung, so wie sie beabsichtigt ist, durch
setzen könnten und daß dadurch Wohnraum
geschaffen wird, aber gegen dem, daß die
arbeitslosen Menschen wieder in die Zwangs
lage kommen, zusammenrücken zu müssen.
Das kann und darf aber nicht mehr kommen!
Die Forderrung nach einer Wohnkultur 
nicht nur in der Stadt, sondern auch auf
dem flachen Lande draußen - ist nun ein
mal gest:erllt, und ich glaube, daß diese auch
nicht mehr verstummen wird. Wir als Land
haben dieser berechtigten Forderung Rech
nung zu tragen.

Zur Arbeitsbeschaffung im ganzen möchte
ich nur daran erinnern, daß sowOhl der Öster
reichische Gewerks0haftsbund als auch der
Arbeiterkammertag in gemeinsamer Arbeit ein
Mindestforderungsprürgramm erstellt und zu
seiner Durchführung auch einen gangbaren
\Veg gewiesen haben. Ich glaube aber nur,
daß die bereits einsetzenden Velrhandlungen
nicht fruohtbar sein können, wenn wir nicht
alle daran interesiSiert sind, daß dieses For
derungsprogramm auch wirklioh praktisch
durchgeführt wird. Ich möchtle gleich vorweg
nehmen, daß die,s keine politische Forderung,
auch keine Forde:runrg unse,rler Fraktion ist,
sondern ich möchte daran erinnern, daß
sowohl die Fraktion christlicher Gewerk
8chafter im Gewe:rks.chaftsbund als auch die
christlichen Ka:mme:rräte im Arbe:iteTkammer
tag in gemeinsamer Arbelit an der Erstellung
dieses Programmes mitgewirkt haben.

Wi,l' glauben also, daß das Land daran
interessiert sein muß, möglichst bald dafür
Sorge zu tragen, daß zillsätzliche Mittel flüssig
gemacht werden, mit deren HH:!)e wir Arbeits:
ver,gebungen in größ:erem Ausmaß als! bisher
tätigen können. Daß im Rahmen dieser Min
destforderungen die KommunisUsche: Partei
anderer Meinung war, iist, glaube ich, im Zu
sammenhang mit der Frage der Arbeits
besohaffung für uns nicht entsoheidend, denn
wir wissen, daß von dieser Seite letzten
Endes z,iemlich alles negiert wird, was wirk
lich einem nüchternen Herangehen an diese
Frage entspricht.

Ich möchte auch gleich sagen - wenn aller
dings auch nur kurz -, daß das Allheilmittel
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Osthandel, das heute bereits hier im Hohen
Hause erwähnt worden ist, zwar sehir schön
aussieht, abeir nur dann, wenn man es nur von
einer Seite aus betrachtet. Wir hören wohl
gern die Botschaft, daß die Sowjetunion für
Östermich einen größeren Auftrag bereit hat,
aber wie seine Durchführung in der Praxis
aussehen wird, können wir zweifellos heute
noch nicht beurteilen. Wir sehen es an vielen
Beispielen, dIe wir praktisch vor Augen haben,
daß die Schwiedgkeiten, die bei den Vertrags
verhandlungen entstehen, zeigen, daß es nicht
so einLach ist, solche Verträ,ge abzuschließen.
Ich darf nur ein kleines Beispiel heraus
greifen, nämlich den Handel, den wir mit
Polen führen. Polen verlangt von uns bei
spiels,weise für Kohlenlieferungen einen nam
haften Teil des Kaufpreises in baren Dollars.
(Hörthörtrufe.) Wir sind als Öster
r:eicher daran interes,siert, daß d,ie Zahlungen,
die wir in baren Dollars zu leisten hätten, auf
ein Mindestmaß herabgesetzt werden oder daß
wir sie vielleicht zur Gänze in Warenlieferun
gen abgelten könnten. Bis heute konnte leider
ein Einvernehmen mit Polen in dieser Frage
nicht erzielt werden. Wir müs,sen für die
KohlenHeferungen nach wie vor - wie ge
sagt - einen namhaften 'I1eil des Kaufpreises
in baren Dollars zahlen. (Landesrat Brach
mann: Das sind eben auch Dollarhörige! 
Heiterkeit. - Abg. Ernecker : Dollars rollen
in der Volksdemokratie! - Erneute Heiter
keit. - Der Präsident gibt das Glocken
zeichen.)

Es ist verhältnismäßig einfach, hier zu
sagen, daß die Sowjetunion bereit wäre, uns
einen Auftrag in der Höhe von soundso viel
Millionen zu erteilen. Die ganze Ang!elegen
heit sieht aber wesentlich anders aus, W8nn
wir beziehungs1weise unsere Beauftralgten sich
zu Detailverhandlungen über einen solchen
Auftrag zusammensetzen, wobei diese Detail
verhandlungen leider nicht mehr so zum Fen
ster hinaus behandelt werden können, wie hier
im HausIe Von einem Redner über diese Auf
tragsert,eilung gesprochen wurde. Man könnte
hier noch eine Reihe von diesen schönen Din
gen aufzeigen.

Wir werden selbstverständlich für das Früh
j~hrsarbeitsprogramm stimmen, das ~weifel

los ein Ausdruck des Kampfes gegen das An
wachsen der Arbeitslosigkeit ist. Aber wir
sind der Meinung, daß damit nicht abgesehlos
sen werden kann. Wir glauben, daß dieses Pro
gramm letzten Endes nur ein Auftakt zu
größeren Maßnahmen sein kann, ganz gleich,
wie der Volksentscheid am 22. Febru~r aus
fallen wird. Unsere Aufgabe als Verantwort
liche für das Land i,st es und muß es unent
wegt sein, die Menschen davor zu bewahren,

daß sie im 20. Jahrhundert noch stempeln
gehen, weil die gegenwärtige Gesellschafts
ordnung keinen anderen Aus1weg aus einer
Wirtschaftskrise weiß. (Beifall bei der SPÖ.)

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge
langt der Herr Abg. lug. H i I' man n.

Abg. lng. HlRMANN: Hoher Landtag! Es
gibt wohl kaum in diesem Hause jemand, der
es nicht tief bedauert, daß eine solch große
Zahl von Menschen in die,gem Lande arbeitslos
ist. Es ist selbstverständliche Pflicht aller
Verantwortlichen, dafür zu sorgen, daß diese
Menschen so bald als möglich wieder in den
Arbeitsprozeß eingelg'1iedert werden. E,s ist
aber doch notwendig, zu untemcheiden zwi
schen jenen Arbeitslosen, die saison- und
witterungsbedingt feiern müssen, und jenen,
die konjunkturbedingt keine Arbeit finden
können. Es ist nun einmal Tatsache, und dar
über kommt man nicht hinweg, daß schon
seit Anfang Dezember de3 vergangenen Jahres
fast ohne Unterbrechung das Thermometer
unter Null steht und daß deshalb ,a,lle oder
fast aUe Bauarbeiten eingestellt welrdien muß
ten. Es mag schon möglich sein, daß da und
dort, vor allem in den Großstädten, wo die
technischen Einrichtungen leichter zu er
reiohen sind, Bauarbeiten auch während des
Frostes durchgeführt werden können. Das ist
aber draußen auf dem flachen Lande, in den
Provinzstädten und vor aHem bei jenen Bau
arbeiten, die sich mit Meüorationen befassen,
nicht durchführbar.

Es zeigt sich auch, daß jene Mensehen, die
während des Jahr1es, allenWiUerungs€linflüssen
ausgesetzt, ihre Arbeit verrichteten, es sehr
wohl zu sehätzen wi,ssen, wenn sie eine be
stimmte Zeit Iang eben nicht zur Arbeit gehen
müssen. Sie nehmen diese Ruhepause als wohl
verdient hin. (Abg. Ernecker : Sehr richtig!)
Vom Standpunkt der Großstadt darf nicht
vel1gess'en werden, daß die auf dem flachen
Lande in der Bauwirtschaft Tätigen, tagtäg
lich viele &i1ometer Weges zu ihren Arbeits
stätten haben. Die Zurücklegung di'eses Weges
ist ja in der Winterszeit fast ausgeschJossen.
(!Abg. Dubovsky: Bauen wir also noch ein
paar zehntausend ab, damit sie auch so einen
Genuß im Winter haben! Das ist doch ein
Blödsinn! - Der Präsident gibt das Glocken
zeichen.) Es ist sielbstverständTich, daß vor
allem die Zi,egelindustrie durch die Witte
rungseinflüsse schWier behindert wird, und
daß fast alle auf dem flachen Lande befind
lichen Ziege1werke nicht über jene technischen
Einrichtungen verfügen, die es mögiJich
machen, auch während der Frostperiode zu
arbeiten,
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Daß es natürlich auch konjunkturbedingte
Arbeitslosigkeit gibt, steht außer Zweifel. Ich
möchte nicht von jenen ,sprechen, die saison
bedingt, wie bei der Zuckerkampagne, vor
einigen Wochen die Arbeit abgeschlosEen
haben und dadurch ein neues Ansteigen der
Arbeitslosenziffern gebracht haben. Das
gleiche ist bei der Zuckerwarenindustrie der
Fall, die nach Weihnachten eine Ruhepause
einschaltet, weil sie sich auf andere Artikel
umstellt. Es braucht auch darüber nicht ge
sprochen werden, daß das Braugewerbe auch
mehr oder weniger saisonbedingt nach der
Weihnachtszeit eine Ruhepaus'.e einschaltet,
um für die neue Braukampagne gerüstet zu
sein. Wir dürfen aber auch keinesfalls ver
gessen, daß ein Teil un1'erer Industrie durch
jene Konjunkturschwankungen betroffen
wurde, die sich unserer Einflußnahme zur
Gänze entz,iehen. (Zustimmung bei der Volks
partei.) Das trifft natürlich zum großen Teil
für die Textilindustrie zu. Jene weltweiten Er
eignisse, die sich auch auf unser Land aus
wirken, können wir von hi'er wa,hrlich nicht
beeinflussen.

Wenn man alußerdem bedenkt, daß dn ganz
beträchtlicher Teil unserer Industlriekap8.zität
dem Einfluß unserer Stellen entzogen ist,
dann kann man wohl s,agen, daß die Schuld
an der Arbeitslosigkeit nicht, so wie der Herr
Abg. Dubovsky vorhin festgestellt hat, einzig
und allein bei der niederösterreichischen Lan
desregierung oder beim Bund liegt.

Es ist --- das vergißt man in einem dt;mo
kraUsch geführten Staat - selbstverständlich
in einem autoritär geführten Staat wesentlich
leichter, die Arbeitslosenziffer zu senken oder
zu verschieben. (Abg. Dubo1Jsky: Sie 'ist aber
1985 auch nicht gesenkt worden. 1935, 1.936.
1937 war das auch nicht anders!) Man braucht
nicht weit zurückzudenken. Ich glaube, es
gibt Staaten genug, die sich in dieser Hinsieht
keinerlei Einschränkungen auferlegen müssen,
weil sie über Heere und Arbeitsdienst usw.
verfügen, so daß das BeseHigen der Arbeits
losigkeit dort leichter ist, wenn auch wahr
scheinlich nicht für die davon Betroffenen
Eelbst. (Zustimmung bei der Volkspartei.)
Denn es gilt bei uns noch immer, daß keinem
Arbeitsuchenden eine Arbeit zugewiesen wer
den darf, die ihm nicht zumutbar ist, un:l ich
glaube, an diesem Grundsatz der Freiheit wer
den wir fe"thalten. Es gibt ja eine ganze An
zahl von Berufen, die man nicht einfach ::mf
gänzlich Berufsfremde überleiten kann. Wie
wäre es möglich, einem 'J'extilarbeiter aLlf ein
mal die schwere Arbeit eines Bauarbeiters
oder eines anderen Arbeiters zu geben? (Abg.
Dubovs'ky: ]}Ian steuert sie halt einjach uw:.)

Das muß allerdings dann berücksichtigt
werden.

Der Herr Abg. Dubovsky hat auch darauf
hingewiesen, daß das Nachlassen der Kauf
tätigkeit einen wesentlichen Beitrag zur Er
höhung der Arbedtslosi,gkeit bringt. Ich möchte
in diesem Zusammenhang darauf hinweisen,
daß eine andere Erscheinung ebenfalls eine
Erklärung für das Nachlas.sen einer gewissen
Kauftäti,gkeit darstellt. Das ist die Steigerung
der Spareinlagen. Wer spart, kann nicht
gleichzeitig kaufen! Sparen heißt letzten
Endes Ansammeln von Kaufkraft, die sich
dann früher oder später wieder auswirlrt.

Über den Osthandel, der ja immer und bei
jeder Gelegenheit als das Allheilmittel hin
ge,stellt wird, zu sprechen, ist ,sehr schwer,
weil hier Tat8achen gegen Be!hauptungen
stehen. Tatsache ,ist, daß nach allen Ausweisen
die Clearingspitzen gegenüber den Oststaaten
s("hr ange,stie,genEül,d und daß es fast nicht
möglich ist, darüber hilllwe!gzukommen. Wir
dürfen aber auch nicht übersehen, daß gerade
die Oststaaten, also jene Länder, die uns
immer wieder als gegebene, naturbedingte
Absatzgebiete hingestellt werden, eine Um
stel1ung ihrer ganzen Industrie vorgenommen
baben. Sie slind auf dem Weg1e vom Agrarstaat
zum Industriestaat, und da ist es selbstver
ständlich, daß die Os'tstaaten 'auf Grund die
1'er Umstellungen nicht Konsum,güt,er, sondern
in erster Linie Investitlionsgüter, also schwere
Maschinen und dergleichen, verlangen. Wie
eine Handelspolitik diesem Verlangen, wenn
,es je gestellt würde, entsprechen und zur Be
lebung unseres Konsums beitragen könnte.
weiß ich allerdings nicht.

Es ist erfreulich, daß zum Jahresabschluß
die verschiedensten Berichte und Zahlen ge
geben worden sind und damit festgestellt
wurde --- d,as liegt ja eigentlich in der Rich
tung der Kritik des Herrn Abg. Dubovsky
über die verschIedenen Lohn- und Preis
abkommen -, daß das vergangene Jahr keine
Lohn- und Preisabkommen, sondern eine
Stabilisierung der Löhne gebracht hat.

Es liegt a,uch im Zug,e dc',I' Entwicklung der
Finanzpolitik, die mein sehr geehrter Herr
Vorredner kritis,iert hat. dlaß nicht nur
Schattenseiten zu sehen, sondern d'aß im Zuge
c!ieEer Umstellung auch Lichtseiten sehr wohl
zu beachten sind. Soll es für das Wirtschafts.
leben ohne Einfluß sein, daß die Handels
bilanz endlich -einmal aktiv geworden ist?
Soll es ohne Bedeutung sein, daß die Kurlse
2m freien Devisenmarkt faiet zur Gänze den
offiziellen Kursen angeglichen sind, und soll
e,s von der Hand zu weisen sein, daß es ge
lungen ist, die Bankr,ate zu senken? Ich
glaube, das sind immerhin erfreuliche Ge"
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sichtspunkte für die künftige wirtschaftliche
Entwicklung unsereis Landes. Der Vorwurf,
daß' das Land, vor altem - wie der Herr
Abg. Dubovsky ,sagt - der Finanzreferent,
mit voller Absicht es unterlassen hätte, dem
Lande das zu beschaffen, was notwendig wäre,
um die Arbeitslosigkeit zu beseitigen, wird
durch eine einzige Zahl widerlegt, nämlich
durch die 39 Millionen Schilling, die das Land
im Vorjahr durch die Bemühungen unseres
F'inanzreferenten außertourlieh erhielt! Viel
leicht sagen Sie, der Betrag ist gering, jeden
falls ist er aber immerhin ein nennenswerter
Betrag für das Budget unseres Landes.

Wenn man sich nun auf Grund des Früh
jahrsarbeitsprogI1amms bemüht, rasch und
bald, wie es irgendwie die Witterungsverhält
nisse erlauben, mit der Arbeit einzusetzen, so
können wir wohl beruhigt sagen, daß es
tatsächlich so wie das Winternotstands
programm durchgeführt wird. Wer draußen
herumfährt, sieht, daß da und dort gearbeitet
wird, soweit es eben die Wüterungsverhält
nisse erlauben.

Der Voranschlag unseres Arbeitsprogram
mes für das Frühjahr ist so erstellt worden,
daß er eine möglichst vielseitige Nutzung und
eine Ausweitung in die Breite zur Folge haben
kann, ganz gleich, ob es sich um den Ausbau
des Schulwesens oder des Fürsorgewesens
handelt, ob es das Wohn- und Siedlungswesen
oder den Um- und Ausbau der Landstraßen
betrifft. Alle diese AI1beiten greifen in die
Breite. Daß die Beiträge zu den Kosten der
Marchfeldbewäslserung verhältnismäßig gering'
sind, ist selbstverständlich, denn es muß ja
zuerst eine ganze Reihe von Vorarbeiten ge
leistet werden, bevor mit der Arbeit selbst
eingesetzt werden kann. Wir sind davon über
zeugt, daß diese Vorarbeiten wichtige Richt-

linien geben werden, nach denen die March
feldbewässerung, deren Bedeutung unbestrit
ten ist, durchgeführt werden ~ann.

Ich glaube daher, Hohes Haus, daß wir
diesem Frühjahrsarbeitsprogramm beruhigt
zustimmen können. Wir hoffen, daß es nicht
allzulange dauern wird, bis die meisten der
Arbeitslosen wieder in den Produktions
prozeß eingegliedert sein werden. (Beifall bei
der ÖVP.)

PRÄSIDENT SASSMANN : Die Rednerliste
ist erschöpft. Der Herr Berichterstatter hat
das Schlußwort.

Berichterstatter Abg. MARCHSTEINER:
Angesichts des Ernstes, Hoher Landtag, mit
der die Vorlage behandelt wurde, ist anzu
nehmen, daß das Einverständnis sämtlicher
Fraktionen gegeben ist. Ich bitte Sie daher,
den Antrag, wie ich ihn zur Kenntnis ge
bracht habe, anzunehmen.

PRÄSIDENT SASSMANN : Zur Abstim
mung liegen vor: Der Hauptantrag des Finanz
ausschusses und ein Resolutionsantrag des
Herrn Abg. Dubovsky.

Ich lasse zuerst über den Hauptantrag des
Finanzausschusses abstimmen.

(Nach Abstimmung): Angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den
Resolutionsantrag des Herrn Abg. Dubovsky.

(Nach Abstimmung): Ab gel e h n 1.

Somit ist die Talgesordnung der heutigen
Sitzung erledigt. Die nächste Sitzung wird auf
schriftlichem Wege bekanntgegeben werden.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluß der Sitzung um 12 Uhr 30 Min.)


